Bundesnetzagentur

offentliche Fassung
Beschlusskammer 10

BK10-26-0434_Z

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren

aufgrund der Beschwerde

der European Sleeper Cobdperatie U.A., Vondellan 144, 3521 GH Utrecht, Kdnigreich der
Niederlande, vertreten durch den Vorstand,

Beschwerdefuhrerin,

gegen

die DB InfraGO AG, Adam-Riese-Stralle 11-13, 60327 Frankfurt (Main),
vertreten durch den Vorstand,

Beschwerdegegnerin,

vom 15.09.2026 wegen des Trassenzuweisungsverfahrens zum Netzfahrplan 2026/2027,
Hinzugezogene:

1. DB Fernverkehr AG, Europa-Allee 78-84, 60486 Frankfurt am Main,
vertreten durch den Vorstand,
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öffentliche Fassung



2.

2. FlixTrain GmbH, Warschauer Platz 11-13, 10245 Berlin,
vertreten durch die Geschéaftsfuhrung,

3. mofair e.V., Marienstraflte 3, 10117 Berlin,
vertreten durch den Vorstand,

— Verfahrensbevollmachtigte:

der Beschwerdefiihrerin

hat die Beschlusskammer 10 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch

den Vorsitzenden Dr. Ulrich Geers,
den Beisitzer Dr. Hendrik Leupold und
den Beisitzer Dr. Johannes Arnade

am 23.10.2026

beschlossen:

Die Beschwerde wird zurlickgewiesen.
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I. Sachverhalt

Die Beschwerdefihrerin erbringt Verkehrsleistungen im Schienenpersonenverkehr (SPFV) auf
dem Schienennetz der Beschwerdegegnerin. Die Beschwerdegegnerin ist ein einhundertpro-
zentiges Tochterunternehmen der Deutsche Bahn AG. Sie betreibt das mit Abstand grofite
Schienennetz in der Bundesrepublik Deutschland sowie die zugehorigen Personenbahnhofe
und Haltepunkte.

Die Beschwerdeflhrerin erbrachte erstmals im Mai 2023 Nachtzugverkehre zwischen Berlin
und Brussel. Seit dem Frihjahr 2024 verkehren die Zlige von Brussel Gber Berlin und Dresden
nach Prag und zurlck. Im Jahr 2026 nahm die Beschwerdeflhrerin zusatzlich Nachtzugver-
kehre auf den Relationen Berlin-Paris sowie Brissel-Mailand auf.

Die Infrastrukturnutzungsbedingungen (INB) 2027 der Beschwerdegegnerin sehen vor, dass
Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) im Frihjahr 2026 Trassen flr die Netzfahrplanaufstel-
lung 2026 anmelden konnten. Die Anmeldefrist der ersten Phase der Netzfahrplanerstellung
lag dabei zwischen dem 13.03.2026 und dem 13.04.2026 (Abschnitt 4.2.1.3 INB 2027). Von
der Maglichkeit der Anmeldung zur ersten Phase machte die Beschwerdeflihrerin Gebrauch.

Die Anmeldung von internationalen Trassen erfolgt Uber das von RailNetEurope (RNE) einge-
richtete und administrierte IT-System PCS Capacity Broker (PCS CB). Fir internationale Tras-
sen in Belgien und den Niederlanden ist die Nutzung von PCS CB zwingend vorgeschrieben.
Auf diese Weise bieten die Eisenbahninfrastrukturunternehmen ein Verfahren zur Schaffung
und Zuweisung von netzibergreifender Fahrwegkapazitat im Eisenbahnsystem der Union
(Art. 40 Abs. 1 Satz 2 RL 2012/34/EU). Nach Abschnitt 4.2.4 der Infrastrukturnutzungsbedin-
gungen 2027 (INB 2027) hat eine grenzuberschreitende Trassenanmeldung entweder Uber
das RNE-Formular (bzw. die PCS-Anwendung) oder Uber das Trassenanmeldesystem der
Beschwerdegegnerin zu erfolgen.

Die Beschwerdeflihrerin des vorliegenden Verfahrens

einen Antrag
Uber PCS CB bei der Beschwerdegegnerin einzureichen. Die Anmeldung umfasste fur die
Zugnummer 452 den Laufweg Prag-Dresden-Berlin-Amsterdam-Brissel und die Verkehrstage
Dienstag, Donnerstag und Sonntag.

Nach Abschnitt 4.2.1.5 INB 2027 konstruiert die Beschwerdegegnerin Zugtrassen mit der Maf3-
gabe, allen Antragen auf Zuweisungen von Zugtrassen so weit wie moglich stattzugeben, bei
gleichzeitig bestmoéglicher Ausnutzung der verfligbaren Infrastrukturkapazitat unter Bertck-
sichtigung des netzzugangsrelevanten Regelwerks gem. Abschnitt 3.2.1.2.2. Sofern dabei den
Antragen aufgrund konkurrierender Anmeldungen nicht stattgegeben werden kann, wird an-
hand von innerhalb der INB vordeterminierten Schritten eine Losung herbeigeflhrt.

Die Anmeldung der Beschwerdefuhrerin betrifft zwischen Decin und Bad Schandau einen Stre-
ckenabschnitt, auf dem die Beschwerdegegnerin Baumalnahmen durchflihrt, durch die die
Streckenkapazitat eingeschrankt wird. Regelungen zum Umgang mit Baumalinahmen finden
sich in der Richtlinie 402.0305 der Beschwerdegegnerin.
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Fir solche Streckenabschnitte, auf denen die Kapazitat aufgrund von BaumalRnahmen Uber
langere Zeit eingeschrankt ist, erstellt die Beschwerdegegnerin sogenannte Dienstleistungs-
artenmixe. Dabei betrachtet sie zunachst die tatsachliche Streckenbelegung ohne baube-
dingte Kapazitatseinschrankung und nimmt dann eine anteilige Verteilung der baubedingt ver-
bleibenden Kapazitat auf die Verkehrsarten SPFV, Schienenpersonennahverkehr und Schie-
nenguterverkehr vor, vgl. Abschnitt 5 (10) der Richtlinie 402.0305:

,Mit dem Ziel einer bestmdglichen Ausnutzung der verbleibenden Kapazitét legt
die DB InfraGO AG nach Konsultation der Zugangsberechtigten die Anzahl von
Kapazitédten pro Verkehrsart — und ggf. weiteren Segmenten innerhalb einer Ver-
kehrsart - fest, welche maximal auf der baubedingt eingeschrénkten Infrastruktur
verkehren kénnen (Dienstleistungsartenmix). Die DB InfraGO AG erarbeitet
Dienstleistungsartenmixe gemal3 folgender Vorgehensweise:

1. Die DB InfraGO AG ermittelt zunachst die auf Grund der vorgesehenen BKE
verbleibende Kapazitat und die Verteilung der Verkehrsarten SPFV, SPNV und
SGV (und ggf. Segmente) auf Basis der zu erwartenden Verkehrsmenge.

2. Die verbleibende Kapazitat wird anschlieRend rein mathematisch verkehrsart-
bezogen proportional tbertragen. Als Verteilungsschliissel zwischen den Ver-
kehrsarten wird die Kapazitétsverteilung verwendet, die ohne baubetriebliche
Einschrénkung vorhanden gewesen wére.

3. Die DB InfraGO AG priift, ob der mathematische Ubertrag nach 2. einer best-
moéglichen Ausnutzung der verbleibenden Kapazitédt unter Einbeziehung der
oben genannten Umleitkriterien entspricht. Soweit dies nicht der Fall ist, passt
sie die pro Verkehrsart (und Segment) verbleibende Kapazitét an.

Soweit dies zur bestméglichen Ausnutzung der verbleibenden Kapazitédt notwen-
dig ist, schldgt die DB InfraGO AG pro BKE verschiedene DL-Mixe — erforderli-
chenfalls innerhalb einer Verkehrsart weiter segmentiert — vor, etwa fiir Tages oder
Nachtzeitraum, Haupt- oder Nebenverkehrszeit bzw. fiir bestimmte Segmente in-
nerhalb der Verkehrsart SGV. Die Angabe der Kapazitét fiir eine Verkehrsart er-
folgt pro Stunde und in Summe beider Richtungen. Soweit dies zur Optimierung
der nutzbaren Kapazitat erforderlich ist, legt die DB InfraGO AG — basierend auf
den o.g. Umleitkriterien — individuelle Nutzungsvorgaben und Vorrangkriterien als
Bestandteil des jeweiligen DL-Mixes fest, nach der Trassenanmeldungen im Rah-
men der Netzfahrplanerstellung zugewiesen werden, wenn die Nachfrage auf dem
baubedingt eingeschréankten Abschnitt gréer ist als die dort verbleibende Kapazi-
tat.”

Abschnitt 5 (10) der Richtlinie 402.0305 sieht vor, dass der Dienstleistungsartenmix fir
die Zuweisung von Trassen im Rahmen der Netzfahrplanerstellung verbindlich ist:

,Der Dienstleistungsartenmix bildet die Grundlage fiir das spétere Zuweisungsver-
fahren im Rahmen der Netzfahrplanerstellung (siehe hierzu Abschnitte 18 und
19).“

In Abschnitt 16 sieht die Richtlinie 402.0305 ein besonderes Zuweisungsverfahren vor,
das im Geltungsbereich von Dienstartenmixen zur Anwendung kommt:

,16 Besonderes Zuweisungsverfahren bei baubedingt eingeschriankter
Schienenwegkapazitét
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(1) Sofern mehr Antrdge auf Schienenwegkapazitdt im Rahmen der Netzfahrpla-
nerstellung gestellt werden, als Kapazitéten fiir die betreffende Dienstleis-
tungsart im Dienstleistungsartenmix festgelegt sind, erfolgt die Zuweisung der
Schienenwegkapazitiat abweichend von § 52 ERegG gemal3 folgen dem Ver-

fahren:
1.

Alle Anmeldungen, die nicht den in den Kriterien fiir die Umleitung so-
wie die vorldufige Zuweisung der verbleibenden Kapazitét fiir die ein-
zelnen Arten von Schienenverkehrsdiensten auf baubedingt einge-
schrénkten Streckenabschnitten enthaltenen Bedingungen geniigen,
erhalten ein alternatives Angebot. Dieses kann eine Einkiirzung der
angemeldeten Trasse oder Nutzung eines alternativen Laufweges be-
inhalten. Dabei kommen Konstruktionsspielrdume abweichend von
Ziffer 4.2.1.6 INB von +/- 60 Minuten im Schienenpersonenverkehr
und +/- 120 Minuten im Schienengliterverkehr zur Anwendung. Dies
erfolgt ohne Riicksprache mit dem Antragsteller.

Fihrt die Vorgehensweise nach 1. nicht zu einer L6sung, wendet die
DB InfraGO AG Konstruktionsspielrdume abweichend von Ziffer
4.2.1.6 INB von +/- 30 Minuten im Schienenpersonenverkehr und +/
- 90 Minuten im Schienengliterverkehr an. Dies erfolgt ohne Riick-
sprache mit dem Antragsteller.

Fihrt die Asnwendung der Konstruktionsspielrdume nicht zu einem Er-
folg, hélt die DB InfraGO AG Rlicksprache mit den betroffenen ZB
(vereinfachte Koordinierung, vgl. Ril. 402.0203 Abschnitt 6 (5)).

Fiihrt die vereinfachte Koordinierung nicht zu einem Erfolg, so rdumt
die DB InfraGO AG den Zugtrassen innerhalb der eigenen Dienstleis-
tungsart Vorrang gemal3 Dienstleistungsartenmix individueller Vor-
rangkriterien (Abschnitt 5 Absatz 10 Buchstabe ¢ Unterabsatz 5) ein.
Ziffer 4.2.1.9 ¢), d) und e) INB ist entsprechend auch bei Kapazitéts-
konflikten anzuwenden, d.h. die betroffene Trassenanmeldung erhélt
im Kapazitétskonflikt keine verfliigbare Kapazitdt und wird im Nach-
riickverfahren nicht berticksichtigt. 5. 6. 7.

Ist eine Entscheidung auf dieser Basis nicht méglich, so rdumt die DB
InfraGO AG den Zugtrassen den Vorrang ein, welche das héchste Re-
gelentgelt innerhalb der gleichrangigen Zugtrassen er zielen. Ziffer
4.2.1.9 c¢), d) und e) INB ist entsprechend auch bei Kapazitétskonflik-
ten anzuwenden, d.h. die betroffene Trassenanmeldung erhélt im Ka-
pazitadtskonflikt keine verfligbare Kapazitat und wird im Nachriickver-
fahren nicht berticksichtigt.

Ist eine Entscheidung auf dieser Basis nicht méglich, so erfolgt ein
Hochstpreisverfahren gemall § 52 Abs. 8 ERegG. Ziffer 4.2.1.9 ¢), d)
und e) INB ist entsprechend auch bei Kapazitétskonflikten anzuwen-
den, d.h. die betroffene Trassenanmeldung erhélt im Kapazitdtskon-
flikt keine verfligbare Kapazitat und wird im Nachriickverfahren nicht
berticksichtigt

Bei den am Entscheidungsverfahren beteiligten Zugangsberechtigten
fragt die DB InfraGO AG ab, ob diese im Falle des Unterliegens im
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Entscheidungsverfahren eine Teilzuweisung im Hin blick auf den zeit-
lich (Verkehrstage und Zeitrdume) und/oder réumlich nicht streitbe-
fangenen Teil ihrer Trassenanmeldung begehren. Trassen, die auf
Abschnitten mit mehreren DL Mixen angemeldet werden, in einem
dieser DL Mixe im Laufweg keine Zuweisung erfahren und eine rdum-
liche Teilzuweisung begehren, erhalten eine Teilzuweisung bis zur
letzten geeigneten Betriebsstelle vor dem ersten DL-Mix, in dem die
Trasse keine Zuweisung erfahren kann, und ab der ersten geeigneten
Betriebsstelle hinter dem letzten DL-Mix, der in rdumlicher Ndhe zum
DL-Mix liegt, bei dem die Trasse keine Zuweisung erféhrt.“

Fir den Abschnitt von Schmilka-Hirschmuihle nach Bad Schandau Ost des Schienenwegs
(Prag-) Decin — Dresden wies die Beschwerdegegnerin flir den Zeitraum von 19 bis 22 Uhr flr
beide Fahrtrichtungen zwei Kapazitaten fir den SPFV pro Stunde aus. Die Zuordnung zu einer
bestimmten Stunde erfolgt anhand der Durchfahrtszeit in der Betriebsstelle Schmilka-
Hirschmuhle.

Die Anmeldung der Beschwerdefihrerin fur die Zugnummer 452 und den Laufweg Prag-Dres-
den-Berlin-Amsterdam-Brussel weist fur die deutsch-tschechische Grenze eine Durchfahrt um
19:48 Uhr aus. Da die Zugnummer 452 die Betriebsstelle Schmilka-Hirschmuhle gegen 19:53
Uhr passieren wirde, ordnete die Beschwerdeflihrerin sie der Stunde von 19:00 Uhr bis 19:59
Uhr zu. Fir diese Stunde lagen bereits zwei weitere Trassenanmeldungen aus dem SPFV vor.

Die Konstruktion von Trassen und die Bearbeitung konfligierender Anmeldungen werden in
der Richtlinie 402.0203 der Beschwerdegegnerin geregelt. Abschnitt 5 der Richtlinie hat die
Konstruktion zum Gegenstand:

. Trrassenkonstruktion

(1) Alle fristgerecht vorliegenden Trassenanmeldungen sind wéhrend des gesam-
ten Prozesses der Trassenbearbeitung diskriminierungsfrei zu behandeln. Die
Trassen werden unter Berticksichtigung der Wiinsche der EVU/ZB nach den
MaRgaben des betrieblich technischen Regelwerks konstruiert.

(2) Wird bei einer grenziiberschreitenden Trassenanmeldung auf die gemal3 § 47
Abs. 7 ERegG vorldufigen grenziiber schreitenden Zugtrassen Bezug genom-
men und kommt in Koordinierungsverfahren keine Einigung zu Stande, so fin-
det fiir diese Trassenanmeldung das Streitbeilegungsverfahren keine Anwen-
dung. Liegen mehr als eine grenziiberschreitende Trassenanmeldung fir die
gleiche geméaRl § 47 Abs. 7 ERegG vorléufige grenziiberschreitende Zugtrasse
vor, und kommt im Koordinierungsverfahren keine Einigung zu Stande, so fin-
det fiir diese Trassenanmeldungen das Verfahren nach Abschnitt 7 und ggf.
nach Abschnitt 8 statt.

(3) Ziel der Trassenkonstruktion ist es, allen Antrédgen auf Zuweisungen von Zug-
trassen so weit wie moglich stattzugeben bei gleichzeitig bestmdglicher Aus-
nutzung der verfiig baren Infrastrukturkapazitét.

(4) Die Konstruktion der fiir einen Konstruktionsabschnitt vorliegenden Trassen-
anmeldungen beginnt in der Regel mit der Trasse, die den Konstruktionsraum
ab 0:00 Uhr als erstes bertihrt. Alle weiteren Trassenanmeldungen werden ent-
sprechend ihrer zeitlichen Lage nacheinander bearbeitet. Sofern eine andere
Bearbeitungsreihenfolge zweckmaliger erscheint (z.B. zunéchst Bearbeitung
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der Trassen, die in die HVZ fallen), kann auch diese gewéhlt werden. Infra-
strukturschnittstellen Erfahrungen aus dem laufenden Fahrplan Konstruktions-
spielrdume Trassenverknlipfungen/ Anschlussbindungen

(5) An Schnittstellen mit anderen Infrastrukturbetreibern oder ausléndischen Bah-
nen ist die fahrplantechnische Machbarkeit nach den Regeln des jeweiligen
Infrastrukturbetreibers sicherzustellen. Soweit erforderlich sind schriftliche Pro-
tokolle zu erstellen.

(6) Durch Informationsaustausch zwischen Betrieb, Fahrplan und EVU/ZB sind
standig wiederkehrende Verspétungen und deren Ursachen zu identifizieren.
Wenn diese durch Modifikationen im Fahrplan reduziert werden kénnen, soll-
ten diese in die Netzfahrplanerstellung einflie3en.

(7) Das Trassenangebot soll der Trassenanmeldung entsprechen. Ist dies wegen
konkurrierender Trassenanmeldungen nicht mdéglich, gilt Folgendes: Soweit
nicht im SPFV die Marktsegmente Punkt-zu-Punkt und Nacht (vgl. 5.3.2 der
INB) oder im SGV Marktsegmente mit den Zusétzen ,Z-Flex“ oder ,R-Flex*”
(vgl. 5.3.4 der INB) bestellt werden, versucht die DB InfraGO AG innerhalb fol-
gender Spielrdume ein Trassenangebot zu erstellen

- Schienenpersonenverkehr +/- 3 Minuten,

- Ubrige Zugtrassen (z.B. Giiterziige, Triebfahrzeugfahrten): +/- 30 Minu-
ten.

Fir die Marktsegmente Nacht (nur bei Anwendung auf dem Gesamtlaufweg)
und Punkt-zu-Punkt im SPFV gilt ein Konstruktionsspielraum von +/- 30 Minu-
ten, fiir die Marktsegmente mit den Zusétzen Z-Flex und R-Flex ein Konstruk-
tionsspielraum von +/- 120 Minuten. Dies erfolgt ohne Riicksprache mit dem
Antragsteller.

(8) Werden durch Anwendung der o.g. Konstruktionsspielrdume Wiinsche der
EVU/ZB zur Anschlussbindung/Trassenverkniipfung nicht erfillt, wird hier
auch das Koordinierungsverfahren nach Abschnitt 6 eingeleitet.*”

Regelungen zur Bearbeitung von Trassenkonflikten finden sich in Abschnitt 6 der Richtlinie
402.0203:

,, Trassenkonflikt und Koordinierungsverfahren

(1) Ein Trassenkonflikt liegt vor, wenn auch nach Ausnutzung der Konstruktions-
spielrdume nach Abschnitt 5 (7) weiterhin Antrége (ber zeitgleiche/nicht zu
vereinbarende Zuweisungen vorliegen. Trassenkonflikte entstehen insbeson-
dere — durch Uberlagerung von Sperrzeitentreppen, — durch Nichteinhaltung
der verbindlichen Pufferzeiten zwischen den 402.0203A02, Sperrzeitentrep-
pen — Uberlagerung von Gleisbelegungen in Knoten, gemél — Begegnungs-
verbote zwischen bestimmten Zugarten und — durch besondere Bedingungen
bei der Beférderung von aulBergewdhnlichen Transporten oder Gefahrgut.

(2) Erkennt der Konstrukteur, dass die Trassenbearbeitung nach Ausschdpfung
der Konstruktionsspielrdume nicht konfliktfrei méglich ist, leitet er das Koordi-
nierungsverfahren ein.

(3) Der fiir das einzuleitende Koordinierungsverfahren mal3gebliche Konflikt (Pri-
maérkonflikt) ergibt sich aus dem Laufweg der beteiligten Trassen in Verbindung
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mit der von den Trassenanmeldern gewiinschten Bearbeitungsrichtung (Vor-
waérts- oder Riickwértsbearbeitung). Es handelt sich hierbei um den ersten un-
ter diesen Bedingungen auftretenden Konflikt. Unterscheiden sich die Bearbei-
tungsrichtungen innerhalb einer Trassenanmeldung durch die Angabe eines
Fixpunktes fiir die Konstruktion, ergeben sich dadurch unterschiedliche Lauf-
wegsabschnitte. In der Trassenanmeldung darf pro zeitlich getrennter Zeit-
scheibe maximal ein Fixpunkt angegeben werden, andernfalls wird die Tras-
senanmeldung als nicht plausibel i.S.d. Ziffer 4.2.1.1 behandelt. Die Reihen-
folge der Konfliktbearbeitung erfolgt aus der Reihenfolge der Laufwegsab-
schnitte. Als erstes erfolgt die Konstruktion entgegen der Laufrichtung. Erfolgt
keine Angabe eines Fixpunktes erfolgt die Trassenkonstruktion in Laufrich-
tung. Bei der Konfliktidentifikation ist die Gleisbelegung (Strecke und Knoten)
des Netzfahrplans mal3geblich. Ein Primérkonflikt in der Gleisbelegung wird
durch die Trassenanmeldung definiert, die im Rahmen des Bearbeitungsfort-
schritts der Netzfahrplanerstellung nicht mehr konfliktfrei konstruiert werden
kann. Der Konflikt umfasst rédumlich alle Gleise die betrieblich und technisch
(z.B. aufgrund der vorhandenen Fahrwege, der Gleisldnge oder der Elektrifi-
zierung) fiir diese Trassenanmeldung geeignet sind und zeitlich die Belegung
eines solchen Gleises durch die Trassenanmeldung, die im Rahmen des Be-
arbeitungsfortschritts der Netzfahrplanerstellung nicht mehr konfliktfrei kon-
struiert werden kann, einschlielSlich des Konstruktionsspielraums nach Ziffer
4.2.1.6 der INB.

Fiir das durchzufiihrende Koordinierungsverfahren gelten folgende Grund-
sétze:

e Die Zugangsberechtigten, deren Trassenanmeldungen konfligieren, wer-
den unverziiglich und gleichzeitig (z.B. per E-Mail) liber den bestehenden
Konflikt informiert,

e Das Koordinierungsverfahren erfordert einen straffen Zeitplan zur Konflikt-
I6sung,

o Weéhrend der Koordinierung ruht die Trassenkonstruktion fiir die konfliktbe-
teiligten Trassen,

e Die DB InfraGO AG wirkt durch Verhandlungen auf einvernehmliche Lé-
sungen hin, wobei sie eigene Vorschlége unterbreitet. Diese kbnnen auch
in zeitlicher und rdumlicher Lage von der Trassenanmeldung ab weichen,

e Die Zugangsberechtigten kénnen eigene Losungsvorschlédge einbringen,
die durch die DB InfraGO AG auf Realisierbarkeit geprtift werden,

e Vorschlage fir die Konfliktlbsung werden nur umgesetzt, sofern der Konflikt
dadurch fiir alle Beteiligten gelost wird,

e Bei komplexen Sachverhalten werden durch die DB InfraGO AG Gespré-
che entweder als Telefon- oder als Présenzkonferenzen organisiert,

e Wird im Koordinierungsverfahren eine einvernehmliche Lésung gefunden,
so wird diese unverzliglich durch die DB InfraGO AG dokumentiert und bil-
det die Basis fir die weitere Erarbeitung des VNP. Diese Vereinbarungen
sind verbindlich und kénnen im Rahmen des Koordinierungsverfahrens
nicht mehr nachtraglich aufgehoben oder veréndert werden,
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e - Wird im Koordinierungsverfahren eine einvernehmliche Lésung gefunden
und entsteht fiir eine der beteiligten Trassen im weiteren Konstruktionsver-
lauf ein neuer Konflikt, so ist dies ein neuer Priméarkonflikt. Ist eine Lésung
dieses neuen Konfliktes nicht méglich, so erfolgt fiir diesen neuen Konflikt
die Einleitung des Streitbeilequngsverfahrens nach Abschnitt 7 oder die —
sofern erforderlich - Einleitung des Hochstpreisverfahrens nach Abschnitt
8. Eine Riickkehr zu bereits geldsten Primérkonflikten ist ausgeschlossen.

Im Rahmen der vereinfachten Koordinierung kann der Konstrukteur mit einem
Lésungsvorschlag zuerst auf das EVU/den ZB per Mail oder telefonisch zuge-
hen, bei dem die geringsten Abweichungen/Folgen gegentiber den Trassen-
anmeldungen vorliegen. In diesen Féllen erfolgt die Information (iber den Kon-
flikt in anonymer Form. Sie beinhaltet Angaben zur zeitlichen Lage und zum
Ort des Konflikts, und die Angabe, welcher Verkehrsart (SPFV, SPNV, SGV)
die Trasse des konfliktbeteiligten ZB zugeordnet ist, nicht jedoch Angaben (iber
die konfliktbeteiligten ZB. Fiihrt die vereinfachte Koordinierung nicht zur L6-
sung, kann die DB InfraGO AG auf weitere Konfliktpartner zugehen. Wurde
eine einvernehmliche Lésung gefunden, so wird diese unverziiglich durch die
DB InfraGO AG dokumentiert (z.B. per Mail oder Bestelltool) und an das
EVU/den ZB tbermittelt. Diese einvernehmliche Lésung bildet die Basis fiir die
weitere Erarbeitung des VNP. Flihrt die Vorgehensweise der vereinfachten Ko-
ordinierungen zu keinem Ergebnis, wird die komplexe Koordinierung mit Kon-
fliktlbsungsgesprach mit allen Beteiligten ein geleitet.

Wenn die Koordinierung nach (5) erfolglos blieb, leitet die DB InfraGO AG un-
mittelbar das Konfliktlésungsgespréch ein. Dies erfolgt grundsétzlich in Form
einer Telefonkonferenz mit allen Beteiligten, in deutscher Sprache und nach
folgender Struktur:

e Einladung durch die DB InfraGO AG,

e Zustimmung aller Beteiligter zur Offenlegung der An gaben zu den betroffe-
nen Trassen innerhalb eines Arbeitstages (ansonsten Einzelgesprdche mit
Jjedem EVU/ZB),

e Konkrete Vorstellung des Konflikts und der Konflikt beteiligten,
e Unterbreitung von Lésungsvorschldgen durch die DB InfraGO AG,
e Ggf. Unterbreitung von Lésungsvorschldgen durch EVU/ZB.

Die DB InfraGO AG prtift Alternativen zur Trassenanmeldung und bringt Lé-
sungsvorschléage ein, die grundsétzlich in einem

- zeitlichen Rahmen von
+/- 1 Stunde beim SPV und
+/- 2 Stunden beim SGV, sowie einem

- rdumlichen Rahmen, der sich an der Anmeldung orientiert (z. B. an
Kundenhalten)

liegen.

Lésungsvorschldge der EVU/ZB erfordern den Bezug zur angemeldeten
Trasse. Wird hiervon durch das EVU/ZB abgewichen, ist eine Vereinbarung
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des EVU/ZB mit der DB InfraGO AG dber die zu priifenden Alternativlaufwege
erforderlich.

Aufgrund des engen Zeitrahmens zur Netzfahrplanerstellung kénnen grund-
sétzlich zwei Alternativliaufwege durch die DB InfraGO AG gepriift werden.

Die Telefonkonferenzen oder Gesprdche werden durch die DB InfraGO AG
dokumentiert. Die Dokumentation enthélt dabei mind. Angaben zu den be-
troffenen EVU/ZB, den betroffenen Trassen, den diskutierten Lésungsvor-
schldgen und das Ergebnis des Gespréchs.

Wurde eine einvernehmliche Lésung gefunden, so bildet diese die Basis fiir
die weitere Erarbeitung des VNP.

Zu jedem Konflikt werden maximal zwei Gespréche gefiihrt, wobei das zweite
Gespréch nur dann durchgefiihrt wird, wenn sich alle Beteiligten dafiir aus-
sprechen und den erfolgreichen Abschluss der Koordinierung damit fiir még-
lich halten.

(7) Die EVU/ZB haben einen Arbeitstag Zeit, die erarbeiteten Ergebnisse der Ge-
spréche zu bestétigen. Die DB InfraGO AG fordert dabei die EVU/ZB auf, ggf.
zu belegen, ob es sich bei der konfliktbehafteten Anmeldung um einen vertak-
teten oder ins Netz eingebundenen Verkehr handelt (vgl. Abschnitt 3). Erfolgt
in der Frist gemél3 Ziffer 4.2.1.9 b) Satz 4 in Verbindung mit Ziffer 4.2.1.1 der
NBN kein derartiger Nachweis, kann bei einer ggf. erforderlichen Entscheidung
nach § 52 Abs. 7 Nr. 1 ERegG das Kriterium ,vertakteter oder ins Netz einge-
bundener Verkehr” nicht herangezogen werden.

(8) Erkennt die DB InfraGO AG, dass die Lésung eines Konflikts (Primé&rkonflikt)
einen Folgekonflikt (Sekundéarkonflikt) auslést, so ist fiir den Sekundéarkonflikt
auch das Koordinierungsverfahren durchzuflihren Dazu werden zunéchst die
Konstruktionsspielrdume der einbezogenen weiteren Trasse genutzt. Sollten
diese nicht ausreichen, wird versucht, vom betroffenen EVU/ZB gréBere Spiel-
rdume flir diese Trasse zu erhalten. Fiihrt das Koordinierungsverfahren fiir den
Sekundérkonflikt zu keiner einvernehmlichen Lésung, so gilt der Sekundérkon-
flikt als unlésbar und der Primérkonflikt ist wieder mal3gebend. Fiir den Primér-
konflikt ist dann eine andere Lésung zu suchen oder das Streitbeilegungsver-
fahren einzuleiten.

(9) Abweichungen von den oben beschriebenen Verfahren im Falle baubedingt
eingeschréankter Infrastruktur werden zurzeit erarbeitet und nach Fertigstellung
in das Modul 402.0305 eingestellt.“

Am 10.09.2026 unterrichtete die Beschwerdegegnerin die Beschlusskammer dartber, dass
sie die Trassenanmeldung 452 abzulehnen beabsichtige. Zur Begriindung fuhrte sie aus, dass
den fir den SPFV verfligbaren zwei Kapazitaten drei Anmeldungen gegentberstiinden. Unter
diesen Anmeldungen sei eine Entscheidung nach dem mit den Zugfahrten zu erzielenden Re-
gelentgelt zu treffen. Die Anmeldung der Zugnummer 452 weise mit den Verkehrstagen Diens-
tag, Donnerstag und Sonntag ein Regelentgelt auf, das unter denjenigen der konkurrierenden
Anmeldungen liege. Angeboten habe sie der Beschwerdefuhrerin eine Trasse von der Be-
triebsstelle Bad Schandau bis zur hollandischen Grenze.

Die Beschwerdefuhrerin wandte sich am 15.09.2026 zusatzlich mit einer Beschwerde an die
Bundesnetzagentur.
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Die Beschlusskammer erdffnete auf die Unterrichtung hin ein Vorabprifungsverfahren, an dem
sie die Beschwerdefuhrerin des vorliegenden Verfahrens beteiligte und ihr Gelegenheit zur
Stellungnahme gab. Die Beschwerdeflhrerin des vorliegenden Verfahrens wies in einer Stel-
lungnahme darauf hin, dass die Beschwerdegegnerin des vorliegenden Verfahrens den ihr zur
Verfligung stehenden Konstruktionsspielraum nicht ausgeschdpft habe und in der Stunde zwi-
schen 20:00 Uhr und 20:59 Uhr im Geltungsbereich des Dienstleistungsartenmixes noch eine
Kapazitat fir den Schienenpersonenfernverkehr verfluigbar sei. Die Beschlusskammer horte
daraufhin die Beschwerdegegnerin des vorliegenden Verfahrens an und erérterte die Kapazi-
tatsbelegung mit ihr in einer Videokonferenz.

Nach Ablauf der zehntagigen Pruffrist teilte die Beschlusskammer den Beteiligten des Unter-
richtungsverfahrens mit, dass sie hinsichtlich der beabsichtigten Ablehnung der Zugnummer
452 von ihrem Ablehnungsrecht keinen Gebrauch mache, die Prifung jedoch aufgrund der im
vorliegenden Verfahren erhobenen Beschwerde fortgesetzt werde.

Die Beschlusskammer hat auf die Beschwerde der Beschwerdefihrerin hin am 23.09.2026
das vorliegende Verfahren eingeleitet, hieriiber am selben Tag auf den Internetseiten der Bun-
desnetzagentur informiert und auf die Méglichkeit der Hinzuziehung zum Verfahren hingewie-
sen. Die Beschlusskammer hat allen gestellten Hinzuziehungsantragen stattgegeben.

In der Beschwerde bringt die Beschwerdefiihrerin ihre bereits im Zuweisungsverfahren gegen-
Uber der Beschwerdegegnerin geaulierte Kritik erneut vor. Sie tragt vor, die Beschwerdegeg-
nerin habe die beantragte Trasse nicht entsprechend den Vorgaben des Beschlusses BK10-
26-0163_Z konstruiert. Die Beschwerdegegnerin habe insbesondere die ihr zur Verfigung ste-
henden Konstruktionsspielrdume nicht ausreichend genutzt. Dabei hatte die Beschwerdegeg-
nerin auch eine Anpassung der sonstigen, zwischen Decin und Dresden bereits konstruierten
Trassen in Betracht ziehen mussen. Der Konstruktionsspielraum betrage fir den Schienen-
personenverkehr nach Abschnitt 16 der Richtlinie 402.0305 30 Minuten. Da flr den Zeitraum
19:00 — 19:59 Uhr mehr Trassen im SPFV angemeldet wurden als Kapazitaten zur Verfiigung
stehen, hatte eine der Trassenanmeldungen auf den Zeitraum 20:00 — 20:59 Uhr verschoben
werden kdénnen. Die Beschwerdegegnerin habe zudem selbst eine spatere Lage der Zugnum-
mer 452 geprift und Folgekonflikte geldst. Dass im Zeitraum 20:00 — 20:59 Uhr eine Konstruk-
tion aufgrund physischer Konflikte nicht moglich sei, sei nicht nachvollziehbar. Die Beschwer-
degegnerin musse die Konstruktionsspielraume dergestalt nutzen, dass andere Trassen ver-
schoben wirden, um die fur den SPFV verfugbare Kapazitat nutzbar zu machen. Konstrukti-
onsspielraume seien auch dann anzuwenden, wenn eine Anpassung der Trasse zu Folgekon-
flikten fuhre. Das gegenteilige Verstandnis ergebe sich nicht aus dem Regelwerk der Be-
schwerdegegnerin. Zudem wurde es der Trassenkonstruktion die notwendige Flexibilitat neh-
men. Trotz der Fahrlagenberatung misse die Anmeldung von Trassen ohne eine genauere
Kenntnis der zu erwartenden Konflikte sowie der Kapazitatsbelegung erfolgen.

Der Beschwerdeflhrerin sei vor allem an einer durchgehenden Trasse zwischen Prag und
Brissel gelegen, wobei hinsichtlich der konkreten Fahrzeiten Spielrdume bestiinden. Die Be-
schwerdegegnerin sei als Infrastrukturbetreiberin verpflichtet, den Sachzwangen auf Seiten
der Zugangsberechtigten Rechnung zu tragen. Die Nachtzugverbindung zwischen Prag und
Brussel sei fur die Beschwerdefuhrerin von existenzieller Bedeutung.

Die Koordinierung erfordere eine aktive Suche des Infrastrukturbetreibers nach Losungsmaog-
lichkeiten, wobei die Antragsteller zu beteiligen seien. Diesen Anforderungen werde die Koor-
dinierung hinsichtlich der Zugnummer 452 nicht gerecht. Die Ubrigen Trassen, mit denen die
Zugnummer 452 im Konflikt stehe, seien bereits am 15.06.2026 Gegenstand einer vereinfach-
ten Koordinierung gewesen. Als auch die Trasse der Zugnummer 452 am 18.08.2026
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vereinfacht koordiniert wurde, seien die Ubrigen Trassen aller Wahrscheinlichkeit nach bereits
vollstandig konstruiert gewesen. Es sei daher fraglich, ob eine vereinfachte Koordinierung
stattfand, bei der alle Trassen ernsthaft flr eine Koordinierung in Betracht gezogen wurden.
Nach einer zeitlichen Verschiebung der Zugnummer 452 hatte die Beschwerdegegnerin auch
eine angepasste Trasse ab Bad Schandau konstruieren und zuweisen missen. Dabei stellten
die unter Ausnutzung der Konstruktionsspielrdume auftretenden Konflikte im Rahmen einer
Koordinierung Primarkonflikte im Sinne des Regelwerks dar. Sekundarkonflikte konnten nur
als Folgekonflikte innerhalb eines Koordinierungsverfahrens auftreten. Im konkreten Fall
werde die Beschwerdeflhrerin auch im Gelegenheitsverkehr keine Zuweisung fur den Stre-
ckenabschnitt von der deutsch-tschechischen Grenze bis nach Bad Schandau erhalten, da
auch insoweit noch verfligbare Kapazitaten fehlten.

Zum Konflikt in der Streckenbelegung fiihrt die Beschwerdefihrerin folgendes aus: Einerseits
ware es moglich, den aus Richtung - kommenden Nahverkehrszug spater nach
verkehren zu lassen, so dass er die Zugnummer 452 in der Betriebsstelle -
kreuzen konne. Die Zugnummer 452 kénne dann nach einem Zug des SPFV

verkehren und in Bad Schandau eine freie Trasse fur die Weiterfahrt abwarten. Andererseits
kénne die Zugnummer 452 der Trasse des Schienengulterverkehrs folgen, die - gegen

verlasst. Den eingleisigen Abschnitt konnte die Zugnummer 452 dann gegen
befahren, nachdem ihn ein entgegenkommender Gliterzug verlassen habe. Dabei stelle

die Wende des Nahverkehrszugs im Streckengleis in der Betriebsstelle mrmgrofses
betriebliches Hindernis dar. Fir diesen Zug sei eine Nutzung der Abstellgleise oder
eine Wende auf Gleis zu prifen. Auch durch eine Nutzung der
Betriebsstelle fir Zugkreuzungen kdnne sich noch eine Lésung ergeben.
Der Losungsraum werde jedoch dadurch begrenzt, dass im weiteren Fahrtverlauf die bereits
zugewiesene Trasse erreicht wirde. Dafir seien
erweiterte Spielraume oder beispielsweise ein Entfall des Halts in _ denkbar.
Zudem kamen auch weitere Anpassungen an der Trasse des Nahverkehrszugs wie eine ver-

kirzte Wendezeit in - die durch den Einsatz eines weiteren Triebfahrzeugfihrers zu
erreichen sei, oder das Auslassen von einzelnen Halten in Betracht.

Die Beschwerdeflhrerin beantragt,

1. die Beschwerdegegnerin zu verpflichten, ihre Entscheidung Uber die Trassenanmel-
dung ES 452 zu andern und der Beschwerdefuhrerin — ggf. unter Ausnutzung ihres
Konstruktionsspielraums — fur den gesamten angemeldeten Laufweg einschlie3lich
des Abschnitts ab der tschechischen Grenze bis Bad Schandau eine durchgehende
Trasse anzubieten,

2. diesem Angebot entgegenstehende Vertrage fur unwirksam zu erklaren.
Die Beschwerdegegnerin beantragt sinngeman,
die Beschwerde abzuweisen.
Die Beschwerdegegnerin verteidigt die von ihr getroffene Konfliktentscheidung.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird erganzend auf die Verfah-
rensakte sowie auf die Ausfuhrungen unter Il. verwiesen.
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Il. Griinde

Die Beschwerde wird zuriickgewiesen.
Rechtsgrundlage der Entscheidung ist § 68 Abs. 2i. V. m. § 66 Abs. 3 ERegG.

Nach § 68 Abs. 2 ERegG entscheidet die Regulierungsbehdérde Uber die Geltung des Vertrags
oder des Entgeltes, erklart entgegenstehende Vertrage flr unwirksam und setzt die Vertrags-
bedingungen oder Entgelte fest, wenn im Fall des § 66 Abs. 1 oder 3 ERegG die Entscheidung
eines Eisenbahninfrastrukturunternehmens das Recht des Zugangsberechtigten auf Zugang
zur Eisenbahninfrastruktur beeintrachtigt.

Die Entscheidung ergeht formell (hierzu unter I1.1) und materiell (hierzu unter 11.2) rechtmafig.

1.1 Formelle RechtmaBigkeit
Der Beschluss ergeht formell rechtmaRig.

Die Beschlusskammer ist flr die Durchfiihrung des hiesigen Verfahrens zustandig. Die Zu-
standigkeit liegt gemal § 4 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes Uber die Eisenbahnverkehrsverwal-
tung des Bundes (Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz — BEVVG)i. V. m. § 77 Abs. 1
Satz 1 ERegG bei einer Beschlusskammer der Bundesnetzagentur. Nach dem Organisations-
plan der Bundesnetzagentur ist fur derartige Entscheidungen die Beschlusskammer 10, Ei-
senbahnen, zustandig.

Die Verfahrensvorschriften sind gewahrt worden.
Die Bundesnetzagentur hat das Verfahren am 23.09.2026 auf ihrer Internetseite veréffentlicht.

Die Hinzuziehungen sind ordnungsgemaf auf der Grundlage des § 77 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3
ERegG erfolgt. Die Beschlusskammer hat allen gestellten Hinzuziehungsantragen stattgege-
ben.

Die Entscheidung ergeht nach Anhdrung der Beteiligten (§ 77 Abs. 6 Satz 1 ERegG). Die
Durchfuhrung einer 6ffentlichen mindlichen Verhandlung konnte dagegen zu Recht unterblei-
ben. Nach § 77 Abs. 6 Satz 3 ERegG kann die Beschlusskammer eine 6ffentliche mundliche
Verhandlung auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts wegen durchfiihren. Vorliegend ha-
ben die Verfahrensbeteiligten keine entsprechenden Antrage gestellt. Auf eine amtswegige
Durchfuhrung hat die Beschlusskammer im Wege pflichtgemafler Ermessensausibung ver-
zichtet. Dafir war der Umstand maR3geblich, dass die Verfahrensbeteiligten schriftlich ausrei-
chend und gleichwertig angehort werden konnten.

Die Entscheidung ist gemaR § 77 Abs. 5 ERegG mit der fur Eisenbahnregulierung zustandigen
Abteilung der Bundesnetzagentur abgestimmt worden.

1.2 Materielle RechtmaRigkeit

Der Beschluss ergeht materiell rechtmaRig. Die Beschwerde ist zuldssig (dazu unter 11.2.1).
Sie ist jedoch nicht begrindet (dazu unter 11.2.2).

.21 Zulassigkeit der Beschwerde

Die Beschwerde ist zulassig.

Die Beschwerde ist insbesondere auf einen statthaften Beschwerdegegenstand gerichtet,
s. § 66 Abs. 3 ERegG. Sie wahrte zudem die in § 66 Abs. 3 Satz 2 ERegG bestimmte Frist.

Dabei ist es unschadlich, dass die Beschwerdeflihrerin die Beschwerde bereits erhoben hatte,
bevor die Beschwerdegegnerin ihr mitteilte, dass sie die Anmeldung ablehnen werde. Trotz
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der Formulierung ,Der Antrag ist innerhalb der Frist zu stellen (...)“ sollen dadurch nach dem
Sinn und Zweck spatere Antrage ausgeschlossen werden.

1.2.2 Begriindetheit der Beschwerde
Die Beschwerde ist jedoch nicht begrindet.

Die Entscheidung der Beschwerdegegnerin, der Beschwerdeflhrerin nicht die begehrten Tras-
sen zuzuweisen, beeintrachtigt diese nicht in ihrem Recht auf Zugang zur Eisenbahninfrastruk-
tur.

Das Recht auf Zugang zur Eisenbahninfrastruktur wird vorliegend durch die INB der Beschwer-
degegnerin ausgestaltet. Eine Beeintrachtigung des darin ausgestalteten Zugangsrechts liegt
im Fall des hier zu prifenden § 66 Abs. 3 ERegG vor, wenn die Vereinbarung tUber den Zugang
wegen eines Verstolles gegen die INB, der einen Verstol gegen § 19 Abs. 1 und Abs. 5
ERegG bewirkt, nicht zustande gekommen ist.

Dabei hat die Rechtsprechung in der Vergangenheit die Auffassung vertreten, dass es zumin-
dest innerhalb des Vorabprufungsverfahrens nicht primare Aufgabe der Regulierungsbehdrde
sei, im Wege der Amtsermittiung das Bestehen aller denkbaren Moglichkeiten zur Losung ei-
nes komplexen Nutzungskonflikts zu klaren,

vgl. VG Kdln, Beschluss vom 14.11.2012, Az. 18 L 1452/12, Rz. 12.

Dessen ungeachtet hat die Beschlusskammer die Konfliktsituation hinterfragt und eigene L&-
sungsansatze mit der Beschwerdegegnerin erortert.

Ein Verstol3 gegen Regelungen zu der Frage, wem im Konfliktfall in einer Vereinbarung die
Kapazitat zuzuweisen ist, liegt nicht vor. Die Beschwerdegegnerin konstruierte zunachst eine
Trasse, die an der deutsch-tschechischen Grenze die von der Beschwerdefihrerin ge-
winschte Ubergangszeit um 19:48 Uhr beriicksichtigte. Dabei stellte die Beschwerdegegnerin
fest, dass die gewlinschte Trasse den Messpunkt flir den Dienstleistungsartenmix in der Be-
triebsstelle Schmilka-Hirschmihle gegen 19:53 Uhr passieren wirde. Neben der Anmeldung
der Beschwerdeflhrerin lagen fiir den Zeitraum von 19:00 — 19:59 Uhr bereits zwei weitere
Anmeldungen aus dem SPFV vor, wahrend der Dienstleistungsartenmix nur zwei Kapazitaten
fur den SPFV vorsah. Das weitere Verfahren richtete sich demnach nach Abschnitt 16 Ab-
satz 1 der Richtlinie 402.0305, der von der Beschwerdegegnerin zutreffend angewendet
wurde.

Abs. 1 Nr. 1 dieses Abschnitts, der sich weitgehend gleichlautend auch im Dienstleistungsar-
tenmix findet, adressiert zunachst die Frage, welche Verkehre bevorzugt umzuleiten sind und
welche ggf. zwingend auf der baubetroffenen Strecke verbleiben missen. Diese gewisserma-
Ren vorgelagerte Prifung kommt im Wortlaut der Regelung nur unvollkommen zum Ausdruck.
Dass sich die Prufung darauf bezieht, wird jedoch durch den Umstand bestatigt, dass in Abs. 1
Nr. 1 bezogen auf die umzuleitenden Verkehre erweiterte Konstruktionsspielrdume von bei-
spielsweise 60 Minuten fur den SPFV vorgesehen werden. Fur die in Abs. 1 Nr. 2 adressierten
Verkehre, die auf der Strecke verbleiben, werden zwar gegenliber dem Regelfall erweiterte,
aber lediglich 30 Minuten betragende Konstruktionsspielrdume angewendet. Vor diesem Hin-
tergrund kann es nicht Gberzeugen, den gréReren Spielraum von 60 Minuten auf alle Anmel-
dungen zu beziehen.

Bezieht sich die Nr. 1 des Abschnitts 16 demnach auf die Umleitungsfahigkeit und Umleitung
von Verkehren, ergibt sich aus dem Dienstleistungsartenmix und den tatsachlichen
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Verhaltnissen, dass fir die Strecke Decin — Bad Schandau — Dresden Umleitungen in der
Regel nicht in Betracht kommen. Der Dienstleistungsartenmix enthalt dazu die folgende Aus-
sage:

,Bei Kapazitatsiiberschreitungen miissen fiir internationale Verkehre von und nach
Osteuropa sehr weitrdumige Umleitungen gepriift werden (lber Frankfurt/Oder,
Horka, Gorlitz, Cheb, Furth im Wald, ggf. mit Dieseltraktion.”

Es handelt sich bei der Strecke Decin — Bad Schandau — Dresden um den einzigen elektrifi-
zierten Schienenweg zwischen Deutschland und Tschechien. Eine Nutzung der alternativen
Grenzubergange wurde zu deutlich verlangerten Fahrzeiten flhren, die den Konstruktions-
spielraum von 60 Minuten Ubersteigen.

Vor diesem Hintergrund hatte die Beschwerdegegnerin zu priifen, ob nach Abs. 1 Nr. 2 des
Abschnitts 16 durch Nutzung eines Konstruktionsspielraums von 30 Minuten eine Losung er-
zielt werden konnte, wobei dies bei Nachtziigen dem regularen Konstruktionsspielraum ent-
spricht (vgl. Abschnitt 4.2.1.6 der INB 2027). Auch unter Anwendung dieses Konstruktions-
spielraums ergab sich keine Lésung. Zwar hatte die Beschwerdeflhrerin im Vorabprifungs-
verfahren darauf hingewiesen, dass in der anschlieRenden Stunde zwischen 20:00 und 20:59
Uhr die fur den SPFV vorgesehenen Kapazitaten nicht ausgeschopft seien. Die Beschwerde-
gegnerin hat eingeraumt, dass in dem Zeitraum noch eine freie Kapazitat fir den SPFV be-
stehe. Diese Kapazitat konne die Beschwerdeflihrerin jedoch nicht nutzen, weil eine Trassie-
rung der Anmeldung der Beschwerdefiihrerin zu Konflikten mit anderen Zugfahrten fihre.

Im Grundsatz werden auf der Strecke Decin — Bad Schandau — Dresden die baubedingt ein-
geschrankten Kapazitaten weitgehend ausgeschopft. Dies ist der Beschlusskammer auch aus
weiteren Unterrichtungsverfahren bekannt. Unter dem Geschéaftszeichen BK10-26-0331_Z
hatte die Beschwerdegegnerin die Beschlusskammer dartber unterrichtet, dass auf dem Ab-
schnitt Bad Schandau Ost — Schmilka-Hirschmuhle fir den Verkehrstag Dienstag und den
Zeitraum 19:00 — 19:59 Uhr im Schienenguterverkehr elf Trassenanmeldungen vorlagen. Fir
den Verkehrstag Donnerstag waren dreizehn und fur den Verkehrstag Sonntag zehn Trassen-
anmeldungen eingegangen, denen jeweils nur finf Kapazitaten fir den Schienengulterverkehr
entgegenstanden. Flr den Zeitraum 20:00 — 20:59 Uhr lagen fir den Verkehrstag Dienstag
vier, den Verkehrstag Donnerstag sechs und den Verkehrstag Sonntag sieben Anmeldungen
aus dem Schienenguterverkehr fur finf Kapazitaten vor (Geschaftszeichen BK10-26-0332_2).
Auch die am Verkehrstag Dienstag noch verfligbare Kapazitat fir den Schienenguterverkehr
fuhrt nach Angaben der Beschwerdegegnerin nicht zu einer durchgehend konstruierbaren
Trasse.

Nach dem Regelwerk der Beschwerdegegnerin ergibt sich daher folgender Rahmen: Die L6-
sungssuche erstreckt sich bezogen auf die Uberquerung der deutsch-tschechischen Grenze
auf den Zeitraum von 19:18 bis 20:18 Uhr. In Anbetracht der hohen Streckenauslastung ergibt
sich der Mal3stab aus Abschnitt 6 Abs. 5 (vereinfachte Koordinierung) und Abschnitt 6 Abs. 8
der Richtlinie 402.0203. Letzterer lautet:

,Erkennt die DB InfraGO AG, dass die Lésung eines Konflikts (Priméarkonflikt) ei-
nen Folgekonflikt (Sekundérkonflikt) auslést, so ist fiir den Sekundérkonflikt auch
das Koordinierungsverfahren durchzufiihren. Dazu werden zunéchst die Konstruk-
tionsspielrdume der einbezogenen weiteren Trasse genutzt. Sollten diese nicht
ausreichen, wird versucht, vom betroffenen EVU/ZB gré3ere Spielrdume fiir diese
Trasse zu erhalten. Fiihrt das Koordinierungsverfahren flir den Sekundéarkonflikt
zu keiner einvernehmlichen Lésung, so gilt der Sekundérkonflikt als unlésbar und
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der Primérkonflikt ist wieder mal3gebend. Fiir den Primé&rkonflikt ist dann eine an-
dere Lbésung zu suchen oder das Streitbeilegungsverfahren einzuleiten.”

Als Primarkonflikt ist dabei die Uberschreitung der SPFV-Kapazitat im Zeitraum von 19:00 bis
19:59 Uhr anzusehen. Eine Losung kdnnte in einer Verschiebung der anderen Trassenanmel-
dungen innerhalb der jeweiligen Konstruktionsspielrdume liegen. Soweit dies zu weiteren Kon-
flikten flhrt, ist ebenfalls eine Koordinierung durchzufiihren, die ggf. erweiterte Spielrdume
nutzt. Sofern sich fur den Sekundarkonflikt keine Lésung ergibt, ist die Koordinierung des Pri-
markonflikts fortzusetzen. Dabei beriicksichtigt die Regelung das bei der Trassenkonstruktion
Ubliche Verfahren (,Erkennt die DB InfraGQO®). Die Trassenkonstruktion erfolgt bei der Be-
schwerdegegnerin IT-gestutzt anhand von graphischen Zeit-Weg-Linien, die eine Einschat-
zung der Streckenbelegung sowie mdglicher freier Kapazitaten ermdglichen.

Gemessen daran ergab sich unter Ausnutzung der Konstruktionsspielraume keine Ldsung.
Dies ergibt sich aus der graphischen Streckenbelegung:

Abbildung 1 - Bildfahrplan ||| G

Dargestellt wird der Abschnitt von _ Die von der

Beschwerdeflhrerin gewlinschte Lage ist dabei schwarz dargestellt. Der aufgrund von Bau-
maflinahmen nur eingleisig befahrbare Abschnitt zwischen Schmilka-Hirschmihle und Bad
Schandau Ost ist farblich hinterlegt. Die farbig ausgeflillten Zeit-Weg-Linien stellen Zugfahrten
mit den Verkehrstagen Dienstag, Donnerstag und Sonntag dar. Leere, d.h. lediglich umran-
dete Zeit-Weg-Linien stellen Zugfahrten an anderen Verkehrstagen dar. Hellgriin sind dabei
Anmeldungen aus dem SPFV dargestellt. Dunkelgriin und orange betrifft Anmeldungen aus
dem Schienenpersonennahverkehr sowie blau und pink solche aus dem Schienengtiterver-
kehr.
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Aus der Darstellung ist erkennbar, dass im Zeitraum von 19:00 bis 19:59 Uhr bereits zwei
Anmeldungen des SPFV vorliegen. Ebenso ist erkennbar, dass im Zeitraum von 20:00 bis
20:59 Uhr lediglich eine Anmeldung aus dem SPFV vorliegt. Dass sich trotz der im Dienstleis-
tungsartenmix fir den SPFV vorgesehenen zwei Kapazitaten fur die Beschwerdefihrerin keine
zweite konfliktfreie Trasse ergibt, kann der Beschwerde nicht zum Erfolg verhelfen. Maligeb-
lich ist insoweit das Regelwerk der Beschwerdegegnerin. Soweit es planerisch zu einem phy-
sischen Belegungskonflikt kommt, kann eine Trasse trotz vorgesehener Kapazitat nicht kon-
struiert werden. Nach dem Verstandnis der Beschlusskammer muss die Beschwerdegegnerin
bei der Ausweisung der im Rahmen von Dienstleistungsartenmixen vorgesehenen Kapazita-
ten planerisch eine Belegung der Infrastruktur mit zu erwartenden Zugfahrten zugrunde legen.
Im konkreten Fall hat die Beschwerdegegnerin auf Nachfrage erlautert, dass die im Dienstleis-
tungsartenmix fur alle Verkehrsarten und beide Fahrtrichtungen vorgesehenen zehn Kapazi-
taten pro Stunde im Grundsatz flexibel fir Zugfahrten von und in Richtung Tschechien nutzbar
sind. Nach Einschatzung der Beschlusskammer liegt dies an dem vergleichsweise kurzen ein-
gleisigen Abschnitt sowie dem ahnlichen Geschwindigkeitsprofil der Verkehrsarten. Dabei ist
jedoch nicht in jedem Fall auszuschlieRen, dass eine grundsatzlich vorgesehene Kapazitat
aufgrund der Streckenbelegung in den vor- und nachgelagerten Abschnitten nicht konstruiert
werden kann. Dies ist im vorliegenden Verfahren der Fall:

Die von der Beschwerdegegnerin Ubermittelten Darstellungen zur Streckenbelegung enthiel-
ten zunachst eine fir den SPFV vorgesehene, hellgriin dargestellte Trasse, die gegenlber der
Anmeldung um ca. 20 Minuten verschoben war und einen Halt in Bad Schandau gegen 20:20
Uhr vorgesehen hatte (in obiger Abbildung nicht enthalten). Riickfragen ergaben, dass es sich
dabei um eine zu Prifzwecken eingelegte Trasse handelte, die ihrerseits mit vier anderen
Trassenanmeldungen im Konflikt stand. Dass die erstgenannte Trasse vier weitere Trassen
schneidet, ist aus den Konfliktdarstellungen zu erkennen. Auf Nachfrage hat die Beschwerde-
gegnerin mitgeteilt, dass zwei dieser Trassen taglich verkehren, eine von Dienstag bis Sams-
tag und eine von Dienstag bis Donnerstag sowie an Sonntagen. Daneben wirde eine Trassie-
rung in der spateren Lage auch dazu fuhren, dass die der Beschwerdeflhrerin angebotene
Trasse ab Bad Schandau nicht erreicht wirde.

Eine weitere denkbare Trassierung als Losungsansatz (Sekundarkonflikt) der Beschwerdefih-
rerin scheitert daran, dass eine Trassenanmeldung aus dem Schienenpersonennahverkehr in
der Betriebsstelle _ endet und von dort

- zuruckfahrt. Diese Wende wird auf dem Richtungsgleis durch-
gefihrt und steht einer Trasse in Richtung - entgegen.

Die Beschlusskammer hat mit der Beschwerdegegnerin die Frage erdrtert, ob dieser (Sekun-
dar-) Konflikt zugunsten der Beschwerdefihrerin geldst werden kann. Dabei ist festzuhalten,
dass die Wende des Nahverkehrszuge auf dem Streckengleis den Nutzungsbedingungen und
den bereits praktizierten Ablaufen entspricht.

Die Gleisbelegung durch den Nahverkehrszug ist eisenbahnrechtlich nicht als eine Abstellung
einzuordnen, die auf dem Streckengleis moglicherweise unzulassig ware. Abschnitt 5.4.1 der
INB enthalt eine Regelung zum Abstellen auf Schienenwegen. Die Regelung sieht im Wesent-
lichen vor, dass ein Abstellen von mehr als 60 Minuten eine entgeltpflichtige Zusatzleistung
der Beschwerdegegnerin darstellt. Eingeschrankt wird dies durch den Zusatz, dass eine Ab-
stellung nur moglich ist, sofern kein anderer Trassennutzungsanspruch entgegensteht. Die
INB enthalten dabei keine Definition des Begriffs ,,Abstellen®. Insoweit kann fir die Auslegung
jedoch auf eine Definition in § 2 Abs. 10 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes zurtckgegriffen
werden. Danach sind Abstellgleise Gleise, die speziell fir das zeitweilige Abstellen von
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Schienenfahrzeugen zwischen zwei Zuweisungen bestimmt sind. Eine Abstellung ist demnach
gewissermalen die ungenutzte Zeitspanne zwischen zwei Zugfahrten. Eine Abstellung in die-
sem Sinne liegt im vorliegenden Fall nicht vor. Die Wendezeit betragt lediglich sieben Minuten
und stellt aus Sicht der Beschlusskammer praktisch den erforderlichen Zeitraum dar, um den
Fahrtrichtungswechsel im --zu vollziehen. Diese Wende kann nicht in das Rich-
tungsgleis _ verlagert werden, weil von dort keine Weichenverbindung in das fur
die Ruckfahrt zu nutzende Regelgleis besteht. Daneben bestehen in der Betriebsstelle -
zwei elektrifizierte Abstellgleise, die moglicherweise fur die dort endenden Nahverkehrszige
errichtet wurden und eine Rdumung der Streckengleise ermoglichen sollten. Einer Nutzung
dieser Gleise steht jedenfalls die vergleichsweise kurze Wendezeit des Nahverkehrszugs in
der Betriebsstelle - entgegen. Diese betragt nur sieben Minuten. Dabei sind nach Auf-
fassung der Beschlusskammer rund finf Minuten fir den Fahrtrichtungswechsel zu veran-
schlagen, bei dem der Triebfahrzeugflhrer den Flhrerstand wechseln, den Zug auf einer
Lange von rund 100 Metern entlanglaufen und in den Fihrerstanden jeweils betriebliche Hand-
lungen ausflihren muss. Zusatzlich steht einer Nutzung der Abstellgleise entgegen, dass aus
Richtung _ eine weitere Zugfahrt folgt, so dass eine Fahrt aus der Abstellung in
das Streckengleis Richtung _ ausscheidet. Die von der Beschwerdefiihrerin vor-
geschlagene spatere Lage des Nahverkehrszugs auf der Fahrt nach - wirde diese
Wende auf die Rickleistung unmdéglich machen. Zudem geht die Beschlusskammer davon
aus, dass die spatere Lage Uber die Konstruktionsspielraume hinausginge.

Auch die weiteren Lésungsansatze der Beschwerdefuhrerin sind im Rahmen eines Sekundar-
konflikts nicht zu berlcksichtigen. Die Beschwerdefihrerin hatte verschiedene Anpassungen
an sonstigen Trassen des Schienennah- und Guterverkehrs vorgeschlagen. Die Beschluss-
kammer hatte die Beschwerdeflhrerin darauf hingewiesen, dass dies eine Einwilligung der
anderen Antragsteller voraussetze, weil die Vorschlage nicht im Rahmen von Konstruktions-
spielraumen umsetzbar gewesen waren. Eine entsprechende Einwilligung hat die Beschwer-
deflhrerin nicht vorgelegt, und sie ist auch im Ubrigen nicht ersichtlich. Vor diesem Hinter-
grund erscheinen die Vorschlage, die unter anderem eine Verkurzung der Wendezeit durch
den Einsatz eines zweiten Triebfahrzeugflihrers oder eine angepasste Fahrlage durch die Aus-
lassung von Halten vorsehen, als rechtlich nicht umsetzbar.

Die Beschlusskammer hat zudem mit der Beschwerdegegnerin erdrtert, ob sich aus den fol-
genden Umstanden eine durchflhrbare Trasse fur die Beschwerdeflhrerin ergibt: Die graphi-
schen Fahrplanauszuge legen einen eingleisigen Betrieb zwischen den Betriebsstellen Bad
Schandau Ost und Schmilka-Hirschmuihle zugrunde. Betrachtet man dabei die Streckengleise,
beginnt der eingleisige Abschnitt bereits am westlichen Kopf der Betriebsstelle Bad Schandau
Ost, weil sich dort der letztmdgliche Gleiswechsel befindet. Bei dieser Betrachtung umfasst
der eingleisige Abschnitt die gesamte Betriebsstelle Bad Schandau Ost. Dies Iasst allerdings
aulder Acht, dass in der Betriebsstelle Bad Schandau Ost mehrere beidseitig angebundene
und elektrifizierte Gleise bestehen, die unter anderem der Zwischenpufferung und dem Trieb-
fahrzeugwechsel von Glterziigen dienen. Wenn man diese Gleise in die Betrachtung einbe-
zieht, verkurzt sich der eingleisige Streckenabschnitt, was unter Umstanden zu kirzeren Zug-
folgezeiten fihren kann. Dabei geht aus den Fahrplanauszigen hervor, dass die Beschwer-
degegnerin bei anderen Zugfahrten die Betriebsstelle _ flr Zugkreuzungen
nutzt. Allerdings wurde sich nach Angaben der Beschwerdegegnerin auch in diesem Fall keine
durchfliihrbare Gesamttrasse fir die Beschwerdefihrerin ergeben.

Dabei dringt die Beschwerdefuhrerin auch nicht mit dem Einwand durch, dass die Beschwer-
degegnerin ihre Trasse erst nachtraglich eingeplant habe und dabei keine hinreichende
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Anpassung der ubrigen, bereits konstruierten Trassen mehr gepruft habe. Fur die Beschluss-
kammer ist nicht ersichtlich, dass eine (unterstellte) friihere Konstruktion der Anmeldung der
Beschwerdeflihrerin zu einer Lésung des Kapazitatskonflikts gefiihrt hatte. Aufgrund der ho-
hen Streckenbelegung fehlen die erforderlichen Spielrdume, um andere Trassenanmeldungen
innerhalb der jeweiligen Konstruktionsspielrdume so weit verschieben zu kdénnen, dass sich
eine Trasse fur die Beschwerdeflihrerin ergibt. Dabei hat sich die Betrachtung auf die Anmel-
dungen des SPFV zu beschranken. Eine Zuweisung von Kapazitaten anderer Verkehrsarten
hat erst im sog. Nachrlckverfahren zu erfolgen, sofern dort Kapazitaten nicht ausgeschopft
wurden.

Da sich auch unter Ausnutzung der erweiterten Konstruktionsspielraume keine Lésung des
Sekundarkonflikts ergab, hatte die Beschwerdegegnerin im Rahmen der vereinfachten Koor-
dinierung die Rucksprache mit den Antragstellern zu suchen. Dies ist im Grundsatz erfolgt.
Die Beschwerdegegnerin hat die Beschwerdefuhrerin sowie ein an dem Kapazitatskonflikt be-
teiligtes Eisenbahnverkehrsunternehmen angeschrieben. Dabei werden in der Nachricht er-
weiterte Spielraume genannt, die Abfrage bezog sich allerdings vor allem auf einen Verzicht
auf eine der konfligierenden Trassenanmeldungen. Die Beschwerdefuhrerin hatte einen Ver-
zicht ausgeschlossen und sich lediglich mit einer Konstruktion nach 20 Uhr einverstanden er-
klart. Das weitere Eisenbahnverkehrsunternehmen machte in der Antwort deutlich, dass es
juristische Vorbehalte gegen eine nachtragliche Koordinierung habe. Falls es unumganglich
sei, kdnne die Anmeldung der _ an den Verkehrstagen Dienstag, Donnerstag
und Sonntag im Zeitraum vom 16.10. — 13.11.2027 entfallen. Insofern ergab auch die Rlck-
sprache mit den beteiligten Eisenbahnverkehrsunternehmen keine Lésung des Konflikts.

Bei der weiteren Konfliktidsung waren keine individuellen Vorrangkriterien gemaf Nr. 4 des
Abschnitts 16 der Richtlinie 402.0305 zu betrachten, weil der Dienstleistungsartenmix keine
derartigen Vorgaben enthalt. Auch die Vorgaben aus Abschnitt 4.2.1.9. lit. ¢) und d) der INB
2027 fahrten nicht zum Nachrang einer der Anmeldungen, weil die Quoten nicht unter- bzw.
Uberschritten wurden.

Die Konfliktentscheidung erfolgte durch die Beschwerdegegnerin zutreffend anhand eines
Vergleichs der Regelentgelte, wie es Nr. 5 des Abschnitts 16 der Richtlinie 402.0305 vorsieht.
Dabei sind nach Abschnitt 4.2.1.10 der INB 2027 alle Verkehrstage der Zugtrasse innerhalb
der Netzfahrplanperiode und der gesamte Laufweg zu berticksichtigen. Der Vergleich der Re-
gelentgelte ergab, dass die Anmeldung der Beschwerdeflhrerin

nachrangig war.

Gebiihrenhinweis

Gemal § 69 ERegG erhebt die Regulierungsbehdrde fir individuell zurechenbare 6ffentliche
Leistungen Gebuhren und Auslagen. Die Geblhren werden gemaf’ der am 15.05.2021 in Kraft
getretenen Besonderen Gebuhrenverordnung des Bundesministeriums flr Verkehr und digi-
tale Infrastruktur (BMVI) fur individuell zurechenbare 6ffentliche Leistungen der Bundesnetza-
gentur im Bereich der Eisenbahnregulierung (EReg-BGebV) festgesetzt. Sollten fir diesen
Beschluss Gebuhren oder Auslagen anfallen, erfolgt deren Geltendmachung gemaf § 77 Abs.
1 Satz 2 Nr. 2 ERegG in einem gesonderten Bescheid. Rickfragen im Zusammenhang mit
einer mdglichen Geblhrenerhebung kdnnen per E-Mail an das Postfach GebuehrenEisen-
bahn@BNetzA.de gerichtet werden.



mailto:GebuehrenEisenbahn@BNetzA.de

-21 -

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem Ver-
waltungsgericht Kéln, Appellhofplatz, 50667 Kdln erhoben werden.

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer

Dr. Geers Dr. Leupold Dr. Arnade

Der Beisitzer Dr. Leu-
pold war zum Zeit-
punkt der Unterzeich-
nung abwesend. Er
hat an der Entwurfs-
fassung mitgewirkt.
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